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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

 
1. Einkommensteuer: Darlegung fehlender Gewinnerzielungsabsicht beim Steu-

erabzug für das Honorar ausländischer Künstler  
Urteil vom 25.10.2023, Az: I R 35/21  

2. Gewerbesteuer: Einbringungsbedingter Übergang des Gewerbeverlusts von ei-
ner KapGes auf eine PersGes  
Urteil vom 01.02.2024, Az: IV R 26/21  

3. Gewerbesteuer: Erweiterte Kürzung bei Betriebsverpachtung  
Urteil vom 19.12.2023, Az: IV R 5/21  

4. Verfahrensrecht: Vereinbarkeit von § 233a-Zinsen mit dem EU-Recht  
Beschluss vom 01.03.2024, Az: V B 34/23 (AdV)  

5. Einkommensteuer: Geltendmachung der Energiepreispauschale per Einkom-
mensteuererklärung  
Beschluss vom 29.02.2024, Az: VI S 24/23  

6. Umsatzsteuer: Voraussetzungen einer innergemeinschaftlichen Anschlussliefe-
rung  
Urteil vom 21.11.2023, Az: VII R 10/21  

7. Verfahrensrecht: Anfechtbarkeit von unter den Pfändungsgrenzen liegenden 
Lohnzahlungen auf ein geliehenes Konto  
Urteil vom 21.11.2023, Az: VII R 11/20  

8. Berufsrecht: Unzulässigkeit einer gemeinsam abgestimmten Überdenkung 
durch mehrere Prüfer im Überdenkungsverfahren 
Urteil vom 21.11.2023, Az: VII R 15/21  

9. Verfahrensrecht: Unzulässigkeit einer Leistungsklage mangels Rechtsschutz-
bedürfnisses  
Urteil vom 12.12.2023, Az: VII R 60/20  

10. Einkommensteuer: Rückabwicklung eines Verbraucherdarlehens  
Urteil vom 07.11.2023, Az: VIII R 16/22  

11. Einkommensteuer: Rückabwicklung eines Verbraucherdarlehens 
Urteil vom 07.11.2023, Az: VIII R 7/21  

 
 
Urteile und Beschlüsse:
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1. Einkommensteuer: Darlegung fehlender Gewinnerzielungsabsicht beim Steuerab-
zug für das Honorar ausländischer Künstler  
Urteil vom 25.10.2023, Az: I R 35/21 
1. Führen ausländische professionelle Musik- oder Theaterensembles im Inland Kon-
zerte, Opern, Operetten oder Musicals auf, die auf kommerziellen Erfolg ausgerichtet 
sind, kann die das Honorar schuldende Konzertdirektion im Rahmen des Steuerabzugs 
bei beschränkter Steuerpflicht nach § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 des Einkommensteuerge-
setzes (EStG) nicht allein mit der Behauptung von Einbehalt und Abführung der 
Steuer absehen, den Ensembles fehle es an der Gewinnerzielungsansicht, weil sie ohne 
staatliche Zuschüsse (Subventionen) nicht tätig werden könnten (Abgrenzung zu dem 
Senatsurteil vom 07.11.2001 - I R 14/01 , BFHE 197, 287, BStBl II 2002, 861 und 
dem Senatsbeschluss vom 02.02.2010 - I B 91/09 , BFH/NV 2010, 878). 
 
2. Das Steuerabzugsverfahren nach § 50a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 EStG , dem beschränkt 
steuerpflichtige Künstler im Hinblick auf das Honorar für Auftritte im Inland unter-
worfen waren, sowie ein sich gegebenenfalls anschließendes Haftungsverfahren ge-
genüber dem Vergütungsschuldner sind in ihrer für die Jahre 1996 bis 1999 maßgebli-
chen Ausgestaltung sowohl mit der unionsrechtlich verbürgten Dienstleistungsfreiheit 
als auch mit Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes vereinbar. 
 

  
2. Gewerbesteuer: Einbringungsbedingter Übergang des Gewerbeverlusts von einer 

KapGes auf eine PersGes  
Urteil vom 01.02.2024, Az: IV R 26/21 
Bringt eine Kapitalgesellschaft ihren gesamten Betrieb nach § 24 des Umwandlungs-
steuergesetzes in eine GmbH & Co. KG ein und beschränkt sich ihre Tätigkeit fortan 
auf die Verwaltung der Mitunternehmerstellung an der aufnehmenden Gesellschaft so-
wie das Halten der Beteiligung an der Komplementär-GmbH, steht § 2 Abs. 2 Satz 1 
des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) der Annahme von Unternehmensidentität im 
Sinne des § 10a GewStG auf der Ebene der übernehmenden Personengesellschaft nicht 
entgegen. 
 

  
3. Gewerbesteuer: Erweiterte Kürzung bei Betriebsverpachtung  

Urteil vom 19.12.2023, Az: IV R 5/21 
1. Eine gewerblich geprägte Personengesellschaft, die eine originär gewerbliche Tätig-
keit in Gestalt einer --eine Betriebsverpachtung überlagernden-- Betriebsaufspaltung 
ausübt, unterliegt mit dem Ende der Betriebsaufspaltung als gewerblich geprägte Per-
sonengesellschaft weiterhin der Gewerbesteuer. 
 
2. Ein im Grundbuch eingetragenes Sondernutzungsrecht ist zwar kein Grundbesitz, es 
ist jedoch für Zwecke des § 9 Nr. 1 Satz 2 des Gewerbesteuergesetzes dem Grundbe-
sitz des entsprechenden Wohnungs- oder Teileigentümers zuzuordnen, dessen Inhalt 
es bestimmt. 
 
3. Die Mitvermietung von Wohnungs- beziehungsweise Gebäudebestandteilen, die 
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durch Teilungserklärung oder Gesetz dem gemeinschaftlichen Eigentum zugeordnet 
sind (zum Beispiel Fenster nebst Rahmen), stellt sich als zwingend notwendiger Teil 
der wirtschaftlich sinnvoll gestalteten Überlassung eigenen Grundbesitzes dar und ist 
nicht kürzungsschädlich. 
 
4. Eine Betriebsverpachtung ist nicht kürzungsschädlich, wenn die wesentlichen, dem 
Betrieb das Gepräge gebenden Betriebsgegenstände vermietet werden und es sich hier-
bei ausschließlich um eigenen (bebauten) Grundbesitz handelt. 
  
 

  
4. Verfahrensrecht: Vereinbarkeit von § 233a-Zinsen mit dem EU-Recht  

Beschluss vom 01.03.2024, Az: V B 34/23 (AdV) 
Bei summarischer Prüfung bestehen für Verzinsungszeiträume bis zum 31.12.2018 
keine ernstlichen Zweifel an der Vereinbarkeit von §§ 233a , 238 Abs. 1 AO mit dem 
Unionsrecht. Dies gilt jedenfalls dann, wenn bei einer zeitlichen Verlagerung des Vor-
steuerabzugs und der sich hieraus ergebenden zweifachen Anwendung von § 233a AO 
in Bezug auf mehrere Besteuerungszeiträume, die einerseits zum Entstehen von Erstat-
tungs- und anderseits zum Entstehen von Nachzahlungszinsen führt, die Erstattungs- 
die Nachzahlungszinsen erheblich übersteigen. 
 

  
5. Einkommensteuer: Geltendmachung der Energiepreispauschale per Einkommen-

steuererklärung  
Beschluss vom 29.02.2024, Az: VI S 24/23 
1. Eine vom Arbeitgeber nicht ausgezahlte Energiepreispauschale ist vom Arbeitneh-
mer nicht gegenüber dem Arbeitgeber, sondern im Rahmen des Veranlagungsverfah-
rens für 2022 durch Abgabe einer Einkommensteuererklärung geltend zu machen. 
 
2. Kommt das Finanzamt der Festsetzung der Energiepreispauschale nicht nach, kann 
diese nach Durchführung eines Vorverfahrens vor dem Finanzgericht erstritten wer-
den. 
  
 

  
6. Umsatzsteuer: Voraussetzungen einer innergemeinschaftlichen Anschlussliefe-

rung  
Urteil vom 21.11.2023, Az: VII R 10/21 
1. Die Vorschriften für die Nacherhebung von Zoll im Sinne von Art. 105 Abs. 4 
i.V.m. Abs. 3 des Unionszollkodex sind sinngemäß auf die Einfuhrumsatzsteuer anzu-
wenden. 
 
2. Die Steuerbefreiung für eine innergemeinschaftliche Anschlusslieferung gemäß § 5 
Abs. 1 Nr. 3 , § 4 Nr. 1 Buchst. b , § 6a des Umsatzsteuergesetzes kann grundsätzlich 
nur dann in Anspruch genommen werden, wenn die Identität des Erwerbers im Er-
werbsmitgliedstaat feststeht. Die Beweislast für das Vorliegen der Voraussetzungen 
einer innergemeinschaftlichen Anschlusslieferung trägt derjenige, der sich auf die 
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Steuerbefreiung beruft. 
 
3. Eine als indirekte Vertreterin ohne Vertretungsmacht aufgetretene Person ist 
Schuldnerin der Einfuhrumsatzsteuer. 
  
 

  
7. Verfahrensrecht: Anfechtbarkeit von unter den Pfändungsgrenzen liegenden 

Lohnzahlungen auf ein geliehenes Konto  
Urteil vom 21.11.2023, Az: VII R 11/20 
1. Eine objektive Gläubigerbenachteiligung im Sinne des § 1 des Anfechtungsgesetzes 
(AnfG) liegt vor, wenn der vom Arbeitgeber auf ein geliehenes Konto überwiesene 
Lohn des Schuldners unterhalb der Pfändungsgrenzen des § 850c der Zivilprozessord-
nung (ZPO) liegt, denn der Pfändungsschutz reicht nur bis zur Auszahlung des Ar-
beitseinkommens auf ein Konto. 
 
2. Eine objektive Gläubigerbenachteiligung im Sinne des § 1 AnfG liegt ebenfalls vor, 
wenn der Schuldner die Möglichkeit hatte, ein Pfändungsschutzkonto nach § 850k 
ZPO einzurichten, dieses aber unterlassen hat und das Geld stattdessen auf ein geliehe-
nes Konto überweisen lässt. 
 

  
8. Berufsrecht: Unzulässigkeit einer gemeinsam abgestimmten Überdenkung durch 

mehrere Prüfer im Überdenkungsverfahren 
Urteil vom 21.11.2023, Az: VII R 15/21 
1. Die für die Anzahl der Prüfer und den Umgang mit etwaigen Bewertungsdifferen-
zen in §§ 35 , 37b des Steuerberatungsgesetzes und §§ 10 und 24 der Verordnung zur 
Durchführung der Vorschriften über Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Berufs-
ausübungsgesellschaften (DVStB) getroffenen Regelungen für die Steuerberaterprü-
fung genügen der verfassungsrechtlichen Vorgabe, dass es diesbezüglich in Berufszu-
gangsprüfungen einer rechtssatzmäßigen Festlegung bedarf. 
 
2. Das in § 29 DVStB vorgesehene Überdenkungsverfahren erfordert eine eigenstän-
dige und unabhängige Überprüfung durch die hierfür zuständigen Prüfer. Eine gemein-
sam abgestimmte Überdenkung von Klausurbewertungen durch eine Prüfermehrheit 
ist --anders als eine "offene" Überdenkung-- unzulässig. Eine Abstimmung und Bera-
tung über die zu vergebende Note ist allenfalls im Nachgang zu einer schriftlichen Fi-
xierung des Ergebnisses des jeweiligen Überdenkens zulässig (Anschluss an Beschluss 
des Bundesverwaltungsgerichts --BVerwG-- vom 09.10.2012 - 6 B 39.12 ; BVerwG-
Urteil vom 10.04.2019 - 6 C 19.18 ; Bestätigung der Senatsrechtsprechung, Urteil vom 
11.07.2023 - VII R 10/20 ). 
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9. Verfahrensrecht: Unzulässigkeit einer Leistungsklage mangels Rechtsschutzbe-
dürfnisses  
Urteil vom 12.12.2023, Az: VII R 60/20 
Eine Leistungsklage auf Zahlung eines Erstattungsbetrags nach einer Aufrechnung ist 
unzulässig, wenn sie erhoben wurde, bevor ein bestandskräftiger Abrechnungsbe-
scheid in Höhe des begehrten Zahlungsanspruchs vorliegt. 
 

  
10. Einkommensteuer: Rückabwicklung eines Verbraucherdarlehens  

Urteil vom 07.11.2023, Az: VIII R 16/22 
1. Der Bezug eines Nutzungsersatzes im Rahmen der reinen Rückabwicklung eines 
Verbraucherdarlehensvertrags nach Widerruf (vor Anwendbarkeit des § 357a Abs. 3 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs --BGB-- a.F.; jetzt § 357b BGB ) begründet kei-
nen steuerbaren Kapitalertrag, da er nicht auf einer erwerbsgerichteten Tätigkeit be-
ruht und mithin nicht innerhalb der steuerbaren Erwerbssphäre erzielt wird. 
 
2. Das infolge des Widerrufs entstandene Rückgewährschuldverhältnis ist bei der ge-
botenen wirtschaftlichen Betrachtungsweise ertragsteuerlich als Einheit zu behandeln. 
 
3. Der bezogene Nutzungsersatz ist auch nicht gemäß § 22 Nr. 3 des Einkommensteu-
ergesetzes steuerbar. 
  
 

  
11. Einkommensteuer: Rückabwicklung eines Verbraucherdarlehens 

Urteil vom 07.11.2023, Az: VIII R 7/21 
1. Der Bezug eines Nutzungsersatzes im Rahmen der reinen Rückabwicklung eines 
Verbraucherdarlehensvertrags nach Widerruf (vor Anwendbarkeit des § 357a Abs. 3 
Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs --BGB-- a.F.; jetzt § 357b BGB ) begründet kei-
nen steuerbaren Kapitalertrag, da er nicht auf einer erwerbsgerichteten Tätigkeit be-
ruht und mithin nicht innerhalb der steuerbaren Erwerbssphäre erzielt wird. 
 
2. Das infolge des Widerrufs entstandene Rückgewährschuldverhältnis ist bei der ge-
botenen wirtschaftlichen Betrachtungsweise ertragsteuerlich als Einheit zu behandeln. 
 
3. Der bezogene Nutzungsersatz ist auch nicht gemäß § 22 Nr. 3 des Einkommensteu-
ergesetzes steuerbar. 
  
  

 

 


